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96 deutsche Abgeordnete zu wählen
EUROPAWAHL Briefwahl für Urnengang am 25. Mai beginnt heute / Insgesamt 24 Listen auf dem Stimmzettel
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Immer Große Koalition
EUROPAWAHL Eine Regierung wählen die Abgeordneten nicht

EUROPAWAHL WETTERAUKREIS
Wahlbeteiligung: Ergebnis 2009:
2009: 35,6 % CDU: 36,9%
2004: 37,6 % SPD: 24,1%

Grüne: 13,8%
FDP: 14,0%

Die Linke: 3,3%

REGION (ae). Anders als in den euro-
päischen Nationalstaaten bestimmen
die Wähler beim Europaparlament
zwar die politisch-weltanschauliche
Mehrheit der Abgeordneten im Parla-
ment, von welcher dann aber keines-
wegs eine Regierung gestellt wird. Da
das politische Europa als Staatenbund
und nicht als Bündnisstaat strukturiert
ist, wird vielmehr die „Regierung“ in
Form der Europäischen Kommission
und des Rats der Europäischen Union
von den Regierungen der Mitglieds-
staaten gestellt.
Das aus Vorgängerorganen seit 1952

entstandene Parlament ist hingegen
eine Art Kontrollorgan für die anderen
europäischen Institutionen. Das macht
es für die Wähler in den Einzelstaaten

zu einer recht abstrakten Größe. Bei
Ausübung der Kontrollfunktion wer-
den von den Abgeordneten meist Kom-
promisse zwischen den großen Partei-
en („Europäische Volkspartei, EVP“
und „Progressive Allianz der Sozialis-
ten und Demokraten, S&D“) gesucht.
Eine einzelne Fraktion hatte noch nie
die absolute Mehrheit im Europaparla-
ment. Diese faktische Große Koalition
ist weder in einem Koalitionsvertrag
formalisiert, noch gibt es eine Art „Re-
gierungsprogramm“. Den Alltag am
Parlamentssitz Straßburg und den De-
pendancen Brüssel und Luxemburg be-
stimmen wechselnde Mehrheiten, de-
ren Ausgangspunkt fast immer ein
Kompromiss der beiden Fraktionen
EVP und S&D ist. In diesen billigt oder

verwirft das Euro-
paparlament die
Gesetzesinitiati-
ven der Europäi-
schen Kommis-
sion oder fordert
die Kommission
zu Gesetzesinitia-
tiven auf. Mit dem
Rat der Europäi-
schen Union ent-
scheidet das Euro-
paparlament ge-
meinsam über den
Haushalt der
Europäischen
Union: 135,5 Mil-
liarden Euro im
Jahr 2014.

REGION (ae). Seit gestern ist in den
Gemeinden die Briefwahl zur Europa-
wahl am 25. Mai möglich. Am vergan-
genen Donnerstag sollten die Wahlbe-
nachrichtigungen dazu an die Bürger
herausgegangen sein.
Es ist eine Wahl, die etwas anders ist

als das, was die Wahlberechtigten an-
sonsten von Urnengängen, wie bei
Landtags- oder Bundestagswahlen, ge-
wohnt sind.

Das Augenfälligste: Die Zahl der Sit-
ze für die deutschen Abgeordneten
steht bereits fest, ohne dass eine einzige
Stimme abgegeben worden wäre. Es
sind nach einer Reform von 2009 nun
96.
Am 25. Mai geht es in Deutschland da-

rum, wie dieser Anteil an den inzwi-
schen 751 europäischen Abgeordneten-
sesseln verteilt sein wird. Die Parla-
mentsgrafik rechts oben auf dieser Seite
zeigt, wie es bisher war: Die deutschen

Christdemokraten stellten 42 der 265
Abgeordneten in der Fraktion „Euro-
päische Volkspartei“, die deutsche FDP
zwölf der 84 Sitze für die „Allianz der
Liberalen und Demokraten“, die deut-
sche SPD 23 Abgeordnete der Fraktion
„Progressive Allianz der Sozialisten und
Demokraten“, Bündnis90/Die Grünen
14 der 55 Abgeordneten der „Grünen“
im Europaparlament und Die Linke
acht von 35 Abgeordneten der „Ver-
einigten Europäischen Linken/Nordi-
sche Grüne Liste“.

Der deutsche Wähler wählt also An-
teile in weltanschauliche Lager, die mit
den Inhalten des deutschen Parteien-
spektrums allerdings nicht komplett
identisch sind. Die politischen Ränder
innerhalb der Fraktionen können von
den deutschen Verhältnissen nach links
und auch rechts durchaus abweichen.
Der nächste Unterschied zu den Parla-
menten der Länder und des Bundes in

Deutschland ist, dass es keine Wahl-
kreiskandidaten gibt. Gewählt werden
durchweg überregional angelegte Lis-
ten. Kandidaten aus der Region kann
man also aussichtsreich nur wählen,
wenn sie es innerhalb ihrer Partei auf
deren Liste für die Europawahl ziem-
lich weit nach oben geschafft haben.

Überregionale Liste

Das trifft insbesondere für den von der
Gießener Universität her bekannten Dr.
Udo Bullmann (SPD) zu, der seinen
Wohnsitz heute in Frankfurt hat. Aus
früheren Europawahlkämpfen in Mit-
telhessen ebenfalls bekannt ist Thomas
Mann (CDU), der im Taunus wohnt.
Weil die CDU mit einer Landesliste an-
tritt, ist zumindest regional auf dem
noch prominenten vierten Platz Dr.
Sven Simon aus Buseck zu finden. Weil

die Drei-Prozent-
Klausel weggefal-
len ist, haben auch
kleine Parteien in-
zwischen insge-
samt bessere
Chancen. Das
wirkt sich aber
nicht unbedingt
auch in Mittelhes-
sen aus.
Bei der Europa-

wahl 2009 gab es
für 24 von 31 Lis-
ten auf dem
Stimmzettel nur
eine Null vor dem
Komma.
Diesmal konkur-

rieren 24 Listen
um die Stimmen
der Wahlberech-
tigten.

HINTERGRUND
Die Europäische Kommission (am-

tierender Präsident: José Manuel Bar-
roso) nimmt vor allem Aufgaben einer
europäischen Regierung wahr, kann
aber auch als einzige Institution Ge-
setzgebungsverfahren in Gang setzen.
Sie wacht über die Einhaltung des
Europarechts und kann Klage gegen
Staaten beim Europäischen Gerichts-
hof erheben. Die Mitglieder (Kommis-
sare) werden von den Mitgliedstaaten
nominiert und vom Europaparlament
bestätigt.
Der Rat der Europäischen Union

(nicht zu verwechseln mit dem Euro-
päischen Rat der Staats- und Regie-
rungschefs) übt mit dem Europaparla-
ment gesetzgebende und Haushaltsbe-
fugnisse aus. Er formuliert und koordi-
niert Politik und setzt sich zusammen
aus Vertretern jedes Mitgliedsstaates
im Ministerrang, die rechtsverbindlich
für ihre Regierung handeln können.


